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Leitsätze des Urteils 

1. Beamte — Soziale Sicherheit — Krankenversicherung — Erwerbstätiger Ehegatte 
Anspruch auf Leistungen aufgrund der Zusatzversicherung als mitangeschlossene Person — 
Umfang — Im Ausland entstandene Arztkosten — Einschluß — Voraussetzungen — Einhal­
tung der vom nationalen Versicherungssystem vorgesehenen Verfahren 

(Beamtenstatut, Artikel 72 Absatz 1; Regelung zur Sicherstellung der Krankheitsfürsorge, 
Artikel 3 und 6) 

2. Beamte — Klage — Klage nach Artikel 179 des Vertrages — Kontrolle der Rechtmäßigkeit 
nationaler Bestimmungen aus der Sicht des Gemeinschaftsrechts — Unzuständigkeit des 
Gerichts 
(EWG-Vertrag, Artikel 179) 

3. Beamte — Soziale Sicherheit — Krankenversicherung — Regelung zur Sicherstellung der 
Krankheitsfürsorge — Freie Arztwahl — Keine Auswirkungen auf die innerstaatliche Rechts­
ordnung der Mitgliedstaaten 

(EWG-Vertrag, Artikel 189 Absatz 2; Beamtenstatut, Artikel 72 Absatz 1; Regelung zur 
Sicherstellung der Krankheitsfürsorge, Artikel 9 Absatz 1) 
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4. Beamte — Klage — Klage, die in Ermangelung einer beschwerenden Maßnahme auf die 

Überprüfung der Rechtmäßigkeit einer Rechtsvorschrift gerichtet ist — Unzulässigkeit 

(EWG-Vertrag, Artikel 179; Beamtenstatut, Artikel 91) 

1. Sowohl Artikel 72 des Statuts als auch die 
Artikel 3 und 6 der Regelung zur Sicher­
stellung der Krankheitsfürsorge für die 
Beamten der Europäischen Gemeinschaf­
ten gehen von dem Gedanken aus, daß 
der erwerbstätige Ehegatte eines Beamten 
soweit wie möglich die Erstattung seiner 
Arztkosten im Rahmen der Krankenver­
sicherung beantragen muß, die ihm auf­
grund seiner eigenen Berufstätigkeit eine 
Krankheitsfürsorge gewährleistet, wäh­
rend das Gemeinsame System nur als 
Zusatzversicherung eintritt. 

Anspruch auf Leistungen aus der Zusatz­
versicherung hat somit der Ehegatte, der 
nach den Rechtsvorschriften oder der Sat­
zung, die die Leistungen der Kasse festle­
gen, der er aufgrund seiner eigenen 
Berufstätigkeit angeschlossen ist, keinen 
Anspruch auf Erstattung seiner im Aus­
land entstandenen Kosten hat oder keine 
Genehmigung zur Erlangung eines sol­
chen Anspruchs beantragen kann, sowie 
der Ehegatte, der — wenn die geltenden 
Bestimmungen oder die Satzung der 
Kasse es erlauben — eine solche Geneh­
migung beantragt, jedoch nicht erhalten 
hat. 

Begibt sich dagegen der Ehegatte eines 
Beamten des Rechts, von seiner eigenen 
Kasse die Erstattung derartiger Arztko­
sten zu verlangen, nur dadurch, daß er 
nicht rechtzeitig um die Erlaubnis nach­
gesucht hat, einen Arzt im Ausland zu 
konsultieren oder sich dort behandeln zu 
lassen, so kann er nicht die Übernahme 
dieser Kosten durch das Gemeinsame 

System aufgrund der Zusatzversicherung 
beanspruchen, die dem Grundsatz nach in 
Artikel 72 Absatz 1 des Statuts niederge­
legt ist. 

2. Das Gericht hat bei der Rechtmäßigkeits­
kontrolle, die ihm nach Maßgabe des 
Artikels 179 des Vertrages obliegt, nicht 
über die Rechtmäßigkeit nationaler 
Bestimmungen aus der Sicht des Gemein­
schaftsrechts zu entscheiden. Diese Kon­
trolle fällt zum einen in die Zuständigkeit 
des Gerichtshofes, der sie bei Klagen nach 
den Artikeln 169 und 170 des Vertrages 
ausüben kann, und zum anderen in die 
der nationalen Gerichte, die den 
Gerichtshof gegebenenfalls gemäß Artikel 
177 des Vertrages um eine Vorabentschei­
dung über dessen Auslegung ersuchen 
können. 

3. Die freie Wahl des Arztes ist nicht im Sta­
tut selbst niedergelegt, sondern leitet sich 
vielmehr aus Artikel 9 Absatz 1 der Rege­
lung zur Sicherstellung der Krankheits­
fürsorge für die Beamten ab, die von den 
Organen der Europäischen Gemeinschaf­
ten im gegenseitigen Einvernehmen erlas­
sen wurde. Daraus ergibt sich, daß die 
Bestimmungen über die freie Arztwahl, 
die nicht die in Artikel 189 Absatz 2 des 
Vertrages festgelegten Merkmale haben, 
nicht in allen ihren Teilen verbindlich 
sind und nicht unmittelbar in den Mit­
gliedstaaten gelten; sie können daher 
nicht bewirken, daß die Rechtsvorschrif­
ten oder Satzungsbestimmungen, die 
diese Freiheit möglicherweise beschrän­
ken, unanwendbar werden. 
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4. Das Gericht ist im Rahmen einer Klage 
gemäß Artikel 91 des Statuts nur für die 
Prüfung der Rechtmäßigkeit einer den 
Kläger beschwerenden Maßnahme 
zuständig und kann sich, wenn es an einer 

besonderen Durchführungsmaßnahme 
fehlt, nicht abstrakt zur Rechtmäßigkeit 
einer Norm allgemeinen Charakters 
äußern. 

URTEIL DES GERICHTS (Fünfte Kammer) 

24. November 1993 * 

In der Rechtssache T-13/93 

Roger Cordier, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
wohnhaft in Luxemburg, Prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt Jean-Noël Louis, 
Brüssel, Zustellungsanschrift: Fiduciaire Myson SARL, 1, rue Glesener, Luxem­
burg, 

Kläger, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Flauptrechtsbe-
rater Gianluigi Valsesia als Bevollmächtigten, Beistand: Rechtsanwalt Alberto Dal 
Ferro, Vicenza, Zustellungsbevollmächtigter: Nicola Annecchino, Juristischer 
Dienst, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Aufhebung der Entscheidung der Abrechnungsstelle in Luxemburg vom 9. 
März 1992, durch die dem Kläger die Erstattung der in Belgien entstandenen Arzt­
kosten seiner Ehefrau im Rahmen der Zusatzversicherung verweigert wird, und 
Feststellung der Rechtswidrigkeit der in den Verwaltungsmitteilungen vom 31. 
Dezember 1990 veröffentlichten Auslegungsbestimmungen zu Artikel 9 Absatz 
1 der Regelung zur Sicherstellung der Krankheitsfürsorge für die Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften 

erläßt 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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